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Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) 
Frau Gabriele Lösekrug-Möller 
Parlamentarische Staatssekretärin 
Wilhelmstraße 49 
10117 Berlin 
 
 
 
 
 
 
5. Sitzung der Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz 
 
 
Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, 
 
beigefügt erhalten Sie unsere Stellungnahme zum Arbeitspapier zu TOP 1 der 5. Sitzung 
der Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

 

Thomas Bublitz 
Bundesverband Deutscher  
Privatkliniken e.V. 

Dr. Andreas Koch 
Bundesverband für stationäre  
Suchtkrankenhilfe e.V. 

 

 

 

 

 

 

 
Christof Lawall 
Deutsche Gesellschaft für  
medizinische Rehabilitation 
e.V. 

Dr. Volker Weissinger 
Fachverband Sucht e.V. 

Dirk  van den Heuvel  
Bundesverband Geriatrie 
e.V. 
 

 

____
___ 

Berlin, 2. März 2015 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

  

Berlin, 02.03.2015 

Stellungnahme 

zum Arbeitspapier zu TOP 1 der 5. Sitzung der Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz 

Mit dem Bundesteilhabegesetz soll die Eingliederungshilfe neu geordnet werden. Außer-
dem wird eine Weiterentwicklung des SGB IX angestrebt, mit der die Koordinierung der 
Rehabilitationsträger verbessert werden soll. Zur Begleitung des Reformprozesses hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine Arbeitsgruppe gebildet, in der Menschen 
mit Behinderungen, ihre Verbände sowie die Sozialversicherungsträger beteiligt sind. Ver-
bände der Leistungserbringer der medizinischen Rehabilitation sind in der Arbeitsgruppe 
nicht beteiligt. In der 5. Sitzung am 10.12.2014 wurde ein Arbeitspapier zum Weiterent-
wicklungsbedarf des SGB IX beraten.  

Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung: 

Zu 1. Sachverhalt (Seite 4) 

Im Arbeitspapier wird als weiteres Themenfeld für eine Weiterentwicklung des SGB IX bei-
spielhaft das Wunsch- und Wahlrecht genannt. Hier halten wir ebenfalls eine Weiterent-
wicklung für dringend geboten. Versicherten, die im Rahmen einer Rehabilitation der 
Krankenversicherung ihr Wunsch- und Wahlrecht ausüben, wird dies häufig nur gestattet, 
wenn sie dadurch entstehende Mehrkosten übernehmen. Dies schließt Menschen von der 
Ausübung des Wunsch- und Wahlrechts aus, die nicht in der Lage sind, diese Mehrkosten 
zu übernehmen.  

Lösungsvorschlag: Es bedarf einer eindeutigen Regelung. Spezialgesetzliche Ausführungen 
zum Wunsch- und Wahlrecht müssen gestrichen und eine Verweisung ins SGB IX vorge-
nommen werden. Es muss klargestellt werden, dass die Ausübung des Wahlrechts ohne 
die Zahlung von Mehrkosten erfolgt. Ein konkreter Vorschlag ist als Anlage 1 beigefügt.  

Zu 3. Handlungsoptionen Buchstabe b3) Bedarfsfeststellung 

Zu berücksichtigen ist, dass eine Bedarfsfeststellung sowohl eine Orientierung an der ICF 
wie auch der ICD erfordert. 

Zu 3. Handlungsoptionen Buchstabe d2) Institutionelle Unterstützung der Zusam-
menarbeit 

Wir begrüßen den Vorschlag, einen Bundesausschuss für Rehabilitation einzurichten.  
Dieser sollte insbesondere in der Lage sein, trägerübergreifend verbindliche Festlegungen 
zum Antragsverfahren, zur Ausgestaltung der Leistung und den Maßnahmen der Qualitäts-
sicherung zu treffen. Für dringend erforderlich halten wir dabei fest verankerte Mitent-



 

 

Seite 2 

scheidungsrechte der Betroffenen und der Leistungserbringer. Die Wettbewerbsneutralität 
der Auswahl- und Belegungsentscheidungen der Rehabilitationsträger sowie die Gleichbe-
handlung aller geeigneten Leistungsanbieter ist sicher zu stellen. 

Ein besonderes Problem sehen wir im bestehenden Antragsverfahren im SGB V in Verbin-
dung mit der Reha-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses. Das dort etablierte 
zweistufige Antragsverfahren erschwert den Zugang zu Reha-Leistungen erheblich. Zudem 
gibt es kein einheitliches Antrags- und Begutachtungsverfahren.  

Lösungsvorschlag: Damit ein nahtloser und frühzeitiger Zugang zu den erforderlichen Re-
habilitationsleistungen ermöglicht wird, muss der zu gründende Bundesausschuss für Re-
habilitation ermächtigt werden, ein einheitliches Antrags- und Begutachtungsverfahren 
festzulegen. Für alle Reha-Träger werden verbindliche Tatbestände festgelegt, bei denen 
regelmäßig eine Rehabilitationsleistung zu erbringen ist. (Zum Beispiel: Antrag auf Er-
werbsminderungsrente, Antrag auf Pflegeleistung, bestimmte Operationen oder Erkran-
kungen). Ein konkreter Vorschlag ist in der Anlage 2 dargestellt. 

Zu 3. Handlungsoptionen Buchstabe c2) Transparenz 

Wir unterstützen die Einführung einer eigenständigen Reha-Statistik. In einem gemeinsa-
men Workshop im Statistischen Bundesamt mit Vertretern des BMAS, des BMG, der DRV 
Bund und der AG MedReha am 6. August 2009 wurden hierzu bereits konkrete Vorschläge 
entwickelt. Für erforderlich halten wir eine statistische Trennung von Vorsorge- und Reha-
bilitationseinrichtungen sowie Vorsorge- und Rehabilitationsfällen. Konkrete Vorschläge 
sind als Anlage 3 beigefügt.  

Zu 3. Handlungsoptionen Buchstabe g3) Geltungsbereich des SGB IX 

Wir unterstützen die Option, nach der in § 7 SGB IX ausdrücklich festgelegt wird, welche 
Normen des SGB IX Vorrang vor den Spezialgesetzen der Rehabilitationsträger haben. Auf-
grund der Erfahrungen mit den bestehenden Regeln begrüßen wir den zusätzlich vorge-
schlagenen Verweis aus den Leistungsgesetzen ins SGB IX. Zudem halten wir die Einfüh-
rung einer übergreifenden Schiedsstellenregelung im SGB IX, welche alle Leistungsträger 
im Bereich der medizinischen Rehabilitation umfasst für erforderlich. 

In der Arbeitsgemeinschaft Medizinische Rehabilitation SGB IX (AG MedReha) sind die maßgebli-
chen Spitzenverbände der Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation zusammengeschlossen: 
Der Bundesverband Deutscher Privatkliniken e.V. (BDPK), der Bundesverband Geriatrie e.V. (BV 
Geriatrie), der Bundesverband für stationäre Suchtkrankenhilfe e.V. (buss), die Deutsche Gesell-
schaft für Medizinische Rehabilitation e.V. (DEGEMED) sowie der Fachverband Sucht e.V. (FVS). 
Die AG MedReha vertritt in Deutschland rund 800 Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen mit 
ca. 80.000 Behandlungsplätzen. 



 

Anlage 1: Wunsch- und Wahlrecht 

 

1. § 9 SGB IX wird wie folgt geändert:  

a) In Abs. 1 Satz 2 wird der zweite Halbsatz gestrichen.  

b) In Abs. 1 werden folgende Sätze 4 und 5 angefügt:  

"Das Wunschrecht gilt als besonderes Element der Wirksamkeit und damit 

der Wirtschaftlichkeit der Leistungen. Bei der Wahl einer Einrichtung, mit der der 

jeweils zuständige Rehabilitationsträger einen Versorgungsvertrag abgeschlossen hat, 

ist die Wirtschaftlichkeit der Leistung gegeben und eventuelle Mehrkosten gehen 

nicht zulasten des Versicherten.“"  

c) In Satz 3 wird nach dem Wort "getragen" der Punkt durch ein Semikolon  

ersetzt, und es werden die Worte angefügt "ebenso den Rechten behinderter Kinder 

nach § 4 Abs. 3."   

 




